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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 

(23. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über Zuständigkeiten in der Luftverkehrs- 
verwaltung 

— Drucksadle 1535 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Höck (Salzgitter) 


I. 

Der Gesetzentwurf wurde dem Deutschen Bundes- 
tag am 14. Januar 1960 zugeleitet, von ihm in sei- 
ner 97. Sitzung am 27. Januar 1960 in erster Lesung 
beraten und dem Ausschuß für Verkehr, Post- und 
Fernmeldewesen federführend, dem Rechtsausschuß 
mitberatend sowie dem Haushaltsausschuß nach 
§ 96 der Geschäftsordnung überwiesen. 

Der Rechtsausschuß und der Haushaltsausschuß 
haben dem Gesetzentwurf am 23. Juni 1960 zuge- 
stimmt. 

Der Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmelde- 
wesen hat den Gesetzentwurf in seinen Sitzungen 
vom 10. und 17. März und 29. Juni 1960 eingehend 
erörtert. 

II. 

Der Gesetzentwurf geht zurück auf die parlamen- 
tarischen Erörterungen über das Gesetz zur Ände- 
rung des Luftverkehrsgesetzes vom 5. Dezember 
1958 (BGBl. I S. 899). Bei diesen Beratungen trat 
zutage, daß eine Regelung der Zuständigkeiten in 
der Luftverkehrsverwaltung dringend notwendig sei. 
Der Bundestag und der Bundesrat haben der Bun- 
desregierung bei der Verabschiedung dieses Geset- 
zes einstimmig empfohlen (Protokolle der Sitzungen 
des Bundestages vom 2. Oktober 1958, Seite 2451, 
des Bundesrates vom 24. Oktober 1958, Seite 210), 
die gesetzliche Regelung der Zuständigkeiten in der 
Luftverkehrsverwaltung möglichst bald einzuleiten. 
In Erfüllung dieser Empfehlung hat die Bundes- 
regierung die Entwürfe eines Gesetzes zur Einfü- 


gung eines Artikels über die Luftverkehrsverwal- 
Lung in das Grundgesetz — Drucksache 1534 — ■ und 
' eines Gesetzes über Zuständigkeiten in der Lutt- 
vcrkehrsvcrwaltung — Drucksache 1535 — einge- 
j bracht. Da diese Gesetzentwürfe in unmittelbarem 
Zusammenhang stehen, hat der Ausschuß sie ge- 
meinsam erörtert und ist dabei von der Empfehlung 
j ausgegangen, die er bei der Erörterung des Geset- 
' zes zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes in sei- 
I ner 14. Sitzung am 7. Mai 1958 (S. 8 des Kurzproto- 
i kolls) beschlossen hat. Diese Empfehlung hat fol- 
' genden Wortlaut: 

! „Bei der Regelung der Zuständigkeiten in der 
Luftfahrt sollte berücksichtigt werden, daß das 
Grundgesetz diese Frage nicht — wie bei ande- 
ren Verkehrszweigen — regeln konnte, weil frü- 
! höre Beschränkungen der deutschen Luftfahrt dies 
nicht zuließen. Der Ausschuß hat die Zuständig- 
I keiten im einzelnen geprüft und ist dabei zu der 
I Überzeugung gekommen, daß die Luftfahrt in der 
I Bundesrepublik einheitlich geregelt werden muß. 
Aus diesem Grunde Hält der Ausschuß grund- 
sätzlich eine bundeseigene Verwaltung für not- 
wendig. Inwieweit den Ländern die Durchführung 
einzelner Aufgaben als Auftragsverwaltung über- 
lassen werden kann, bliebe besonders zu prüfen." 

Diese Auffassung, der sich der Luftl’ahrtbeirat in 
seiner Sitzung am 16. Juni 1959 angeschlossen hat, 
hat die Bundesregierung den Gesetzentwürfen zu- 
grunde gelegt. Der Ausschuß ist nach erneuter Über- 
j Prüfung der Ansicht, daß der seiner Empfehlung ent- 
I sprechende Vorschlag der Bundesregierung im Rah- 
j men der bestehenden verfassungsmäßigen Möglich- 
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keiten die Lösung ist, die den Belangen der Luftver- 
kehrsverwaltung am besten entspricht. Hierfür spre- 
chen nach seiner Ansiciit nicht nur die historische 
Entwicklung der Luftverkehrsverwaltung (vor 1933), j 
sondern auch der Geist der Vorschriften des GG, 
welche die übrigen Zweige der Luftverkehrsver- 
waltungen regeln (Artikel 87, 89 und 90 GG) und 
der überwiegend überregionale und internationale 
Charakter des Luftverkehrs, der sich aus der Natur 
der Sache ergibt. Die vorgeschlagene Regelung hat 
auch den besonderen Vorzug, daß sie ohne Ände- j 
rung der derzeitigen Verwaltungsübung und ohne | 
besondere Kosten verwirklicht werden kann. Die i 
Länder bleiben im wesentlichen in dem gleichen 
Umfang wie bisher mit dem Bund in einer Verwal- 
tungsgemeinschaft, nur mit dem Unterschied, daß 
an die Stelle der Mischverwaltung die Bundesauf- 
tragsverwaltung der Länder tritt. In dieser wird 
das bisherige Verwaltungsverfahren insofern er- 
leichtert, als die Länder nicht mehr verpflichtet sind, 
den Bund bei ihren Verwaltungsakten vorher zu 
beteiligen. Zum Ausgleich dafür soll der Bund die 
Möglichkeit erhalten, sich regelnd einzuschalten. 
Der Ausschuß hat sich schließlich bei seinen Über- 
legungen davon leiten lassen, daß es sich bei der 


Luftverkehrsverwaltung um eine Sicherheitsverwal- 
tung handelt, die einheitlich verwaltet werden muß. 
Die Aufspaltung dieser technischen Verwaltung, bei 
deren Gestaltung föderalistische Gesichtspunkte in 
den Hintergrund treten müssen, würde die Sicher- 
heit des Luftverkehrs und damit die Sicherheit der 
Allgemeinheit in einem nicht vertretbaren Maße 
gefährden. 

III. 

Gegen die Vorschriften im einzelnen hat der Aus- 
schuß keine Bedenken geäußert. Er empfiehlt, zu 
Artikel 1 des Gesetzentwurfs in § 31 Abs. 3 hinter 
den Worten „Prüfung des" die Worte „technischen 
und" einzufügen, um den in der Begründung zu 
dieser Vorschrift dargelegten Zweck besser zu ver- 
deutlichen. 

Hinsichtlich des Gesetzentwurfs über die Einfü- 
gung eines Artikels über die Luftverkehrsverwal- 
tung in das Grundgesetz — Drucksache 1534 — hat 
der Ausschuß mitberatend dem federführenden 
Rechtsausschuß empfohlen, der Regierungsvorlage 
zuzustimmen. 


Bonn, den 1. Juli 1960 


Dr. Höck (Salzgitter) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — - Drucksache 1535 — mit der 
Maßgabe, daß in Artikel 1 in § 31 Abs. 3 hinter den 
Worten „Prüfung des" die Worte „technischen und" 
eingefügt werden, im übrigen unverändert nach der 
Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 29. Juni 1960 


Der Ausschuß für Verkehr, Post- und 
Fernmeldewesen 


Dr. Bleiß 

Vorsitzender 


Dr. Höck (Salzgitter) 

Berichterstatter 



